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Einführung 

A. Einleitung 
Einleitung 

Das internationale Umweltrecht hat sich im Lauf seiner Entwicklung in viele 
Sachbereiche ausdifferenziert und spezifische Regelungen in zahlreichen Fel-
dern des Umweltschutzes – Klimaschutz, Biodiversität, Gewässerschutz etc. 
– hervorgebracht. Das Gleiche gilt für das europäische Umweltrecht (Um-
weltrecht der Europäischen Union), welches mit dem Umweltvölkerrecht auf 
vielfältige Weise in Wechselbeziehung steht. Zugleich haben sich Quer-
schnittsfragen und Konzepte herauskristallisiert, die übergreifend für alle 
oder die meisten Sachgebiete des Umweltrechts eine Rolle spielen und zum 
Teil auch übergreifende Kodifizierung im internationalen und europäischen 
Umweltrecht erfahren haben. Dazu zählt die Erkenntnis, dass Verbesserun-
gen nicht allein durch materielle Umweltschutzvorgaben – wie etwa Emmis-
sionsgrenzwerte oder naturschutzrechtliche Ge- und Verbote – zu erreichen 
sind, sondern auch verfahrensrechtliche Normen einen großen Beitrag zu 
leisten vermögen. Der Ansatz ‚Umweltschutz durch Verfahrensrecht‘ ist im 
internationalen Umweltrecht zuerst mit Bezug auf die zwischenstaatliche 
Ebene zu beobachten. Notifikations-, Konsultations- und Kooperations-
pflichten im Verhältnis Staat zu Staat haben schon früh Eingang in umwelt-
völkerrechtliche Übereinkommen gefunden. Auch im europäischen Umwelt-
recht spielen deratige Verfahrenspflichten auf zwischenstaatlicher und supra-
nationaler Ebene von Anfang an eine bedeutende Rolle.  

Seit den 1990er Jahren manifestiert sich der verfahrensbetonte Ansatz mit 
zunehmender Deutlichkeit auch mit Bezug auf das Verhältnis Staat-Bürger. 
Innerhalb dieses individualbezogenen Konzepts des prozeduralen Umwelt-
schutzes nimmt die Verfügbarkeit und Verbreitung umweltrelevanter Infor-
mation eine zentrale Stellung ein. Sie ist Teil und Voraussetzung der aktiven 
Einbeziehung des Einzelnen in den Umweltschutz im weiteren Sinne. Dieser 
Blick auf den Einzelnen und seine aktive Einbeziehung in umweltrelevante 
Entscheidungsprozesse wird als integraler Bestandteil des Leitbildes der nach-
haltigen Entwicklung begriffen, welches die internationale Umweltpolitik und 
das Umweltrecht seit den 1990er Jahren prägt. Denn die Verwirklichung 
nachhaltiger Entwicklung ist ohne die Einbeziehung derjenigen, um deren 
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Entwicklung es geht, nicht möglich.1 In verfahrensrechtlicher Hinsicht ist die 
hinreichende Verfügbarkeit und Versorgung des Einzelnen mit Informatio-
nen über den Zustand der Umwelt, insbesondere ‚seiner‘ Umwelt, Vorausset-
zung für die effektive Beteiligung an umweltrelevanten Entscheidungsverfah-
ren und die Wahrnehmung von Rechtsschutzmöglichkeiten im Umweltbe-
reich. Durch diese Beteiligungs- und Rechtsschutzmöglichkeiten kann der 
Einzelne wiederum auf Gestaltung von Umweltpolitik und -recht Einfluss 
nehmen und auf die Umsetzung und Einhaltung von Umweltnormen hinwir-
ken. Information, Beteiligung und Rechtsschutz bilden in diesem Sinn eine 
Verfahrensrechte-Trias, deren Gewährleistung in Prinzip 10 der Rio-Dekla-
ration über Umwelt und Entwicklung von 1992 erstmalig in zusammengefass-
ter Form umweltpolitisch gefordert und durch das Übereinkommen der 
UNECE2 über den Zugang zu Informationen, die Öffentlichkeitsbeteiligung 
an Entscheidungsverfahren und den Zugang zu Gerichten in Umweltangele-
genheiten – die sog. Aarhus-Konvention von 1998 – zum ersten Mal als 
solche in ein völkerrechtliches Übereinkommen umgesetzt worden ist.3  

Umweltinformation, das erste Element dieser Trias der Individualverfah-
rensrechte, nimmt seinen europarechtlichen Anfang mit der EG-Umweltin-
formationsrichtlinie von 1990 (UIRL-1990)4 – mithin fünf Jahre nach dem 
Beteiligungselement, wie es 1985 in der Richtlinie über die Umweltverträg-
lichkeitsprüfung (sog. UVP-Richtlinie) Ausdruck findet.5 Im inter- und supra-
nationalen Umweltrecht insgesamt ist die Umweltinformation dennoch heute 
das bislang am weitesten entwickelte und ausdifferenzierte Element der Trias. 
Die auf diesem Gebiet bestehenden internationalen und europarechtlichen 
Verpflichtungen der Staaten bilden einen Querschnittsbereich des Umwelt-
rechts, der zunehmend als eigenständiger Aspekt begriffen und als solcher 
z. B. auch in umweltrechtlichen Lehrbüchern aufgeführt wird. Die enorme 
Fülle und Diversität der einzelnen Informationspflichten im Umweltvölker-
recht einerseits und europäischem Umweltrecht andererseits ist bislang je-

                                                
1 Vgl. Agenda 21, Kap. § 23.2.: „One of the fundamental prerequisites for the achievement 

of sustainable development is broad public participation“. 
2 United Nations Economic Commission for Europe (UNECE) – Wirtschaftskommission der 

Vereinten Nationen für Europa; siehe hierzu unten Kap. 1, Anm. 132. 
3 Übereinkommen über den Zugang zu Informationen, die Öffentlichkeitsbeteiligung an 

Entscheidungsverfahren und den Zugang zu Gerichten in Umweltangelegenheiten (Conven-
tion on Access to Information, Public Participation in Decision-making and Access to Justice in Environ-
mental Matters) vom 25.6.1998. 

4 Richtlinie 90/313/EWG des Rates vom 7.6.1990 über den freien Zugang zu Informationen über 
die Umwelt (Abl. Nr. L 158 vom 23.6.1990, 56) (nachfolgend: Umweltinformations-Richtlinie-
1990 – UIRL-1990). 

5 Richtlinie 85/337/EWG des Rates vom 27.6.1985 über die Umweltverträglichkeitsprüfung bei 
bestimmten öffentlichen und privaten Projekten (Abl. Nr. L 175 vom 5.7.1985, 40 ff.) (nachfolgend: 
UVP-Richtline a.F.), siehe Art. 6 II. 
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doch noch nicht in einer umfassenden Untersuchung erfasst worden. Die 
vorliegende Arbeit will den Querschnittsbereich Umweltinformation einer 
eingehenden Analyse unterziehen, hierzu die verschiedenen Teilbereiche und 
Kategorien der Umweltinformationspflichten systematisieren und eine recht-
liche Bewertung der Pflichten und ihrer bisherigen und potentiellen weiteren 
Entwicklung unternehmen.  

Zugleich ist offensichtlich, dass Informationspflichten des Staates und In-
formationsrechte des Bürgers im Umweltschutz – wie auch in anderen Berei-
chen – nicht einschränkungslos bestehen können. Sie können mit Rechten 
Anderer oder auch mit anderen öffentlichen Schutzgütern in Spannung und 
Widerspruch stehen. Zu letzteren lässt sich auch das Interesse an einem 
freien Welthandel zählen, wie es insbesondere im Recht der Welthandelsor-
ganisation (WTO) kodifiziert ist. Das internationale und europäische Um-
weltrecht selbst erkennt diese Einschränkungen der Umweltinformation an 
und enthält – etwa in der Aarhus-Konvention und der Umweltinformations-
richtlinie – Grundsätze, wie entsprechende Rechts- und Interessenkollisionen 
auf der innerstaatlichen Ebene zu lösen sind. Im Fall des Welthandels erge-
ben sich entsprechende Maßstäbe zudem aus den Übereinkommen der WTO 
im Licht der Spruchpraxis der WTO-Streitschlichtungsorgane. Diesem Kom-
plex der Grenzen der Umweltinformation ist besondere Aufmerksamkeit in 
einem eigenständigen Kapitel der Arbeit gewidmet.  

B. Gegenstand der Untersuchung  
B. Gegenstand der Untersuchung 

Umweltbezogene Informationspflichten des Staates gegenüber dem Einzel-
nen und der Öffentlichkeit im internationalen und europäischen Umweltrecht 
umfassen sowohl den weiten Bereich der aktiven Verbreitung von umweltre-
levanten Informationen durch den Staat als auch den Zugang des Bürgers zu 
den bei Behörden vorhandenen Umweltinformationen, der erst auf individu-
elle Anfrage gewährt wird. Diese beiden Komplexe der ‚aktiven‘ und der 
‚reaktiven‘ Umweltinformationspflichten lassen sich sinnvoll systematisch 
und begrifflich unterscheiden.6  

Der letztgenannte Komplex des individuellen Informationszugangs steht 
ganz überwiegend im Mittelpunkt der rechtswissenschaftlichen Untersuchun-
gen zum Thema Umweltinformation, insbesondere derjenigen, die aus dem 
Blickwinkel des Europarechts und des nationalen Verwaltungsrechts ver-
schiedener, vornehmlich europäischer Staaten, unternommen worden sind.7 

                                                
6 Hierzu sogleich unter C. 
7 Vergleichend: Winter (Hrsg.): Die Öffentlichkeit von Umweltinformationen, 1990; zum 

Umweltinformationszugang im internationalen, europäischen und im belgischen Umwelt-
recht siehe die Beiträge in Larssen (Hrsg.): Association Belge pour le Droit de l’Environne-
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Die aktiven staatlichen Verpflichtungen zur Verbreitung von Umweltinfor-
mation sind aufgrund ihrer Diversität in Inhalt und Ausgestaltung im interna-
tionalen wie europäischen Umweltrecht wesentlich zahlreicher als die Rege-
lungen zum individuellen Informationszugang. Dennoch fehlt bisher eine 
vertiefte und systematische rechtliche Untersuchung der aktiven Umwelt-
informationspflichten sowohl mit Blick auf das Umweltvölkerrecht als auch 
bezüglich des europäischen Umweltrechts. Es ist daher ein besonderes Anlie-
gen dieser Arbeit, den vielgestaltigen aktiven Umweltinformationspflichten in 
gleicher Weise Aufmerksamkeit zu widmen wie den Regelungen zum indivi-
duellen Umweltinformationszugang. Bei der rechtlichen Analyse und Syste-
matisierung soll beiden Formen von Informationspflichten in ihren Eigen-
schaften als Instrumente des internationalen und europäischen Umweltschut-
zes in gleicher Weise Rechnung getragen werden.  

Der Schwerpunkt der zu betrachtenden Rechtsnormen liegt dabei zu-
nächst im internationalen Umweltrecht. Jedoch ist bei dem hier gewählten 
Untersuchungsgegenstand das europäische Umweltrecht nicht nur wegen 
seiner Vorreiterrolle bei der Schaffung überstaatlicher Regelungen zum indi-
viduellen Umweltinformationszugang, sondern wegen seiner starken Beto-
nung des verfahrensrechtlichen Umweltschutzes insgesamt von großer Be-
deutung. Die einschlägigen europarechtlichen Regelungen sind daher eben-
falls in angemessenem Umfang in die Analyse einbezogen, wobei vor allem 
deren Wechselwirkungen mit den jeweiligen völkerrechtlichen Umweltinfor-
mationsregelungen besondere Aufmerksamkeit gewidmet ist.  

Nicht untersucht werden dagegen Informationspflichten der Staaten unter-
einander, insbesondere die im Umweltvölkerrecht zahlreich vorhandenen 
zwischenstaatlichen Notifikations-, Konsultations- und Kooperationspflich-
ten. Ebenso bleiben staatliche Verpflichtungen zur Weitergabe von Umwelt-
information an internationale Organisationen und sonstige zwischenstaatliche 
oder supranationale Einrichtungen (wie etwa die Europäische Kommission) 
grundsätzlich außer Betracht. Sie werden nur ausnahmsweise in den Blick 
genommen, wenn und soweit staatliche Umweltinformationen über solche 
Einrichtungen an die Öffentlichkeit weitergegeben werden und diese Art der 

                                                
ment: Dix ans d’accès à l’information en matière d’environnement en droit international, 
européen et interne: bilan et perspectives, 2003. Mit besonderem Blick auf das nationale 
Verwaltungssrecht in Bezug auf Deutschland siehe nur Butt: Die Ausweitung des Rechts auf 
Umweltinformation durch die Aarhus-Konvention, 2001; Strohmeyer: Das europäische Um-
weltinformationszugangsrecht als Vorbild eines nationalen Rechts der Aktenöffentlichkeit, 
2003; international sowie mit Blick auf die Schweiz Thurnherr: Öffentlichkeit und Geheim-
haltung von Umweltinformationen, 2003; mit Blick auf das englische Recht: Wilsher: Free-
dom of environmental Information, 2001, S. 671 ff.   
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‚indirekten‘ Informationsverbreitung im konkreten Gefüge des Informations-
flusses besonders bedeutsam ist.8  

Ferner bleiben mit Blick auf die innerstaatliche Ebene Informationsrechte 
und -pflichten zwischen Privaten weitestgehend ausgeklammert. Die Frage 
von Informationsdirektansprüchen gegen Private, wie sie bislang vor allem im 
Umwelthaftungsrecht vorgesehen sind, ist eine eigenständige Problematik, 
der im Rahmen dieser Arbeit nicht weiter nachgegangen werden kann.9 Der 
direkte Fluss umweltrelevanter Informationen von Privaten, insbesondere 
von Wirtschaftsunternehmen, zum Bürger soll nur unter der Fragestellung 
beleuchet werden, ob und ggf. in welcher Form diesbezügliche staatliche Re-
gelungen erforderlich sind und welche Vorgaben das internationale und euro-
päische Umweltrecht hierzu machen. (Dies wird etwa im Rahmen der um-
weltrelevanten Produktinformation relevant.) Dagegen ist der indirekte Infor-
mationsfluss, der von umweltrelevanten Industrieunternehmen und anderen 
Privatrechtssubjekten über den Weg der staatlichen Behörden an die Öffent-
lichkeit vermittelt wird, stets Teil der Untersuchung. Die Konstellation eines 
solchen Dreiecksverhältnisses ist vor allem für den individuellen Umweltin-
formationszugang typisch und birgt ein besonderes Spannungspotential zwi-
schen dem Informationszugangsrecht einerseits und den Geheimhaltungsin-
teressen Privater andererseits (dazu insbesondere Kapitel 4.A).  

Schließlich ist der hier interessierende Untersuchungsgegenstand abzu-
grenzen von der Frage nach Informations- und Partizipationsrechten nicht-
staatlicher Akteure auf internationaler Ebene. Unter dem Stichwort ‚Public 
participation in international environmental law‘ wird einerseits die Bürgerbeteili-
gung im innerstaatlichen Bereich, andererseits aber auch die Beteiligung der 
Öffentlichkeit oder Teilen davon an der Entwicklung von internationalem 
und supranationalem Umweltrecht diskutiert. Insbesondere die Partizipati-
onsmöglichkeiten von Nichtregierungsorganisationen (NGOs) an umweltrele-
vanten Entscheidungsverfahren auf inter- und supranationaler Ebene sind in 
diesem Zusammenhang Gegenstand zahlreicher Untersuchungen.10 Die vor-

                                                
8 Dies ist beispielswiese bei dem umfangreichen Europäischen Schadstoffemissionsregister 

(EPER) der Fall, welches sich aus den von den Mitgliedstaaten übermittelten Informationen 
speist, während die Informationsaufbereitung und -weitergabe sodann durch die Europä-
ische Kommission erfolgt; dazu insbesondere 2. Kapitel, Abschnitt B.VI.3 (S. 121 ff.). 

9 Vgl. aus jüngerer Zeit z.B. Schrader: Neue Umweltinformationsgesetze durch die Richt-
linie 2003/4/EG, 2004, S. 130  ff. m.w.N. 

10 Siehe etwa Beyerlin / Marauhn: Rechtssetzung und Rechtsdurchsetzung im Umwelt-
völkerrecht nach der Rio-Konferenz 1992, 1997, S. 67 ff.; Cameron: Compliance, Citizens and 
NGOs, 1996, S. 29 ff.; Peel: Giving the public a voice in the protection of the global envi-
ronment – Avenues for participation by NGOs in dispute resolution at the European Court 
of Justice and World Trade Organization, 2001, S. 47 ff. (Auch hier gehören Informations-
rechte und -pflichten zur Frage nach Öffentlichkeitsbeteiligung im weiteren Sinne; das 
Hauptaugenmerk liegt jedoch meist auf dem zweiten Element, d. h. den Partizipations-
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liegende Arbeit konzentriert sich dagegen auf den erstgenannten Komplex 
der Öffentlichkeitsbeteiligung im innerstaatlichen Bereich und analysiert die 
(sich aus inter- und supranationalem Umweltrecht ergebenden) Informati-
onspflichten der Staaten gegenüber der Öffentlichkeit und dem Einzelnen auf 
nationaler, regionaler und lokaler Ebene.  

C. Begriffsklärung  
C. Begriffserklärung 

Die Weitergabe umweltbezogener Information vom Staat an den Bürger kann 
in vielerlei Formen erfolgen. Entsprechend vielgestaltig sind die möglichen 
Ausprägungen von Informationspflichten im Umweltvölkerrecht.11 Die Ein-
teilung dieser verschiedenen Arten umweltvölkerrechtlicher Informations-
pflichten folgt hier der Unterscheidung in ‚aktive‘ und sogenannte ‚reaktive‘ 
Informationspflichten. Diese versteht unter aktiven Informationspflichten 
solche, bei denen der Staat von sich aus (sozusagen von Amts wegen) die 
Öffentlichkeit oder Teile derselben informiert, während mit reaktiven Infor-
mationspflichten solche gemeint sind, welche den Staat und seine Behörden 
zur Weitergabe bestimmter Umweltinformationen erst dann verpflichten, 
wenn eine Person diese begehrt, also ein entsprechender Antrag auf Informa-
tionszugang gestellt wird.  

Die beiden Kategorien werden auch – in Anlehnung an das Englische – als 
‚aktive‘ und ‚passive‘ Informationspflichten (bzw. als aktiver und passiver 
Zugang zu Umweltinformationen – active / passive access to information) bezeich-
net.12 Während der Ausdruck des aktiven Informierens unproblematisch ist, 

                                                
rechten im engeren Sinne, sowie dem dritten Element, also der Frage nach dem Zugang von 
Bürgern und NGOs zu umweltrelevanten Rechtsschutz- und Überprüfungsverfahren auf 
internationaler und EG-Ebene.) Siehe aus den letzten Jahren etwa Gupta: The role of non-
state actors in international environmental affairs, 2003, S. 459 ff.  

11 Sie reichen von der Pflicht zur ‚Umweltaufklärung‘ und Förderung des sogenannten 
öffentlichen Bewusstseins (public awareness), über die individuelle Umweltberatung und die 
allgemeine Umwelterziehung und -bildung in Schulen, Universitäten und anderen Ein-
richtungen, über Warnpflichten in Gefahrensituationen sowie produktbezogene Hinweise 
und Empfehlungen bis schließlich hin zur Weitergabe von Umweltinformation aufgrund 
individueller Anfrage, gewährt durch Akteneinsicht, Auskunft, Übersenden von Fotokopien 
oder sonstige Formen der Datenübermittlung. 

12 Siehe etwa Hallo: The right of access to environmental information, 1998, S. 11 (‚passive 
duty‘) sowie UNECE: The Aarhus Convention: An Implementation Guide, S. 6 und S. 49 
(‚active / passive access to information‘). Siehe auch den Regierungsentwurf zum dt. UIG a.F., 
BT-Drs. 12/7138, S. 7 ff. abgedruckt bei Fluck / Theuer (Hrsg.): Informationsfreiheitsrecht 
mit Umweltinformations- und Verbraucherinformationsrecht, 2003, Abschnitt A. Einleitung 
Rn. 12. Vgl. ferner aus dem französischen Schrifttum: Larssen (Hrsg.): Association Belge 
pour le Droit de l’Environnement: Dix ans d'accès à l’information en matière d’environne-
ment en droit international, européen et interne: bilan et perspectives, 2003, S. 33 und 39 
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erscheint die Vorstellung von passiver Information und passiver Informa-
tionspflicht jedenfalls in der deutschen Sprache als nicht sehr glücklich und 
wird auch in der deutschsprachigen Literatur zum Umweltinformationsrecht 
meist vermieden.13 Stattdessen soll daher hier das Pendant zur aktiven Infor-
mationsverbreitung als reaktive Informationspflicht bezeichnet werden, wel-
che sich aus Sicht des Bürgers im individuellen Informationszugangsrecht 
spiegelt.14  

Unabhängig von der Frage der Terminologie erscheint die Unterscheidung 
danach, ob die Initiative zur Information von vornherein beim Staat liegt 
oder dieser erst auf die Initiative des Bürgers hin reagiert, als systematisch 
sinnvoll.15 Zudem unterscheiden sich die beiden Pflichtengruppen auch in 
Ansatz und Funktion, in ihrer Entwicklung sowie in verschiedenen Aspekten 
der rechtlichen Ausgestaltung voneinander.16  

I. Aktive Umweltinformationspflichten 

Verpflichtungen des Staates zur aktiven Verbreitung von Umweltinformation 
betreffen (1.) die allgemeine Umweltaufklärung und Förderung des sogenann-

                                                
(«la publicité passive» und «la publicité active» – in Bezug auf Art. 4 und 5 Aarhus-Konvention 
(oben Einleitung Anm. 3)). 

13 Ausdrücklich kritisch Vierhaus: Umweltbewusstsein von oben – Zum Verfassungsgebot 
demokratischer Willensbildung, 1994, S. 193: Er hält die Begriffe ‚aktiv‘ und ‚passiv‘ für 
„äußerst misslich und zudem sprachlich falsch“. Jemanden ‚passiv‘ zu informieren sei 
schlecht möglich. Dem ist zuzugeben, dass die entsprechenden Stellen in beiden Fällen 
‚aktiv werden‘, in dem Sinne, dass sie auch im Fall vorheriger Anfrage etwa Akten heraus-
suchen, Kopien fertigen und zusenden oder ggf. ein Ablehnungsschreiben verfassen, also 
handeln müssen, während der Bürger stets derjenige ist, der informiert wird.  

14 Die Begriffe ‚proactive‘ und ‚reactive duty‘ verwenden z.B. Nanda / Pring: International en-
vironmental law and policy for the 21st century, 2003, S. 47. – Der in verschiedenen 
angloamerikanischen Rechtsordnungen geprägte Begriff des ‚Right to Know‘ umfasst grund-
sätzlich beide Komplexe. Hinsichtlich der aktiven Informationstätigkeit kann allerdings 
nicht generell, sondern nur im Zusammenhang mit einigen Erscheinungsformen von einem 
(subjektiven) Recht des Bürgers gesprochen werden, das der staatlichen Informationspflicht 
gegenübersteht. Der ‚reaktiven’ Informationspflicht des Staates steht dagegen regelmäßig ein 
subjektiver Rechtsanspruch auf Informationszugang gegenüber. 

15 Diese systematische Unterscheidung trifft beispielsweise – als das bisher umfassendste 
internationale Umweltschutzübereinkommen zu Information, Beteiligung und Rechtsschutz 
– die sog. Aarhus-Konvention von 1998: siehe Art. 4 (über den auf Antrag zu gewährenden 
‚Zugang zu Umweltinformation‘) und Art. 5 Aarhus-Konvention (über Sammlung und Ver-
breitung von Umweltinformation). 

16 Unterschiede in der rechtlichen Ausgestaltung betreffen in besonderem Maße die Rege-
lung von Einschränkungen und Ausnahmetatbeständen, die bei den reaktiven Informations-
pflichten in aller Regel deutlich stärker ausdifferenziert und umfangreicher ist als bei aktiven 
Informationspflichten (näher dazu im 4. Kapitel, S. 357 ff.). 


